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Rechtsanwalt Karl Riekenberg

Strelowweg 5

08056 Zwickau









-----------------------









Verwaltungsgericht

An das







Eingang: 1.08.1995

Verwaltungsgericht Chemnitz



-----------------------

Zwickauerstraße 52-54

09112 Chemnitz

Antrag
1. des Schülers Karl Roth, geb. am 1.5.1983

2. der Schülerin Ilka Roth, geb. am 5.4.1985

jeweils vertreten durch ihre Eltern, den Diplomingenieur Karl-Friedrich Roth und seine Ehefrau

Alma Roth, geb. Baier,

Wedelerweg 188 a, 08056 Zwickau,

Verfahrensbevollmächtigter: Rechtsanwalt Karl Riekenberg, Strelowweg 5, 08056 Zwickau

gegen

die Stadt Zwickau,

vertreten durch ihren Bürgermeister als Ordnungsbehörde,

Hauptmarkt 1, 08056 Zwickau

auf Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes.

Beizuladen: Dr. Arndt Koch, Wedelerweg 188 b, 08056 Zwickau

Ich beantrage, die Antragsgegnerin einstweilen zu verpflichten,

1. durch Ordnungsverfügung dem Beigeladenen aufzugeben, seinem Dorbermannrüden einen Maulkorb außerhalb des Hauses anzulegen

2. und zugleich ein Zwangsgeld in Höhe von 1.000,00 DM für jeden Fall des Zuwiderhandelns anzuordnen.

Begründung:
Die Antragsteller und der Beigeladene sind seit 1991 in Zwickau Grundstücksnachbarn. Beide Grundstücke sind durch Zäune und Hecken, die durchschnittlich die Höhe von 1,50 m haben, eingefriedet. Seit Januar 1995 werden die Antragsteller durch den Dobermannrüden des Beigeladenen bedroht. Dieses offenbar für den Kampfsport ausgebildete Tier hat der Beigeladene im Dezember 1994 aus dem Tierheim erworben. 

Schon im Januar 1995 wurde der Antragsteller zu 1. auf dem Wedelerweg in Höhe des Grundstücks des Beigeladenen ins Bein gebissen.

Als im Februar 1995 die Antragstellerin zu 2. auf dem Grundstück der Eltern gleichfalls von dem Dobermann angefallen und dabei umgerissen wurde, hat der Verfahrensbevollmächtigte der Eltern der Antragsteller mit Schreiben vom 27. Februar 1995 den Beigeladenen abgemahnt.

Der Beigeladene hat auf das Schreiben zunächst nicht reagiert. Als die Antragstellerin zu 2. im April 1995 von dem Hund in die Schulter gebissen wurde, hat der Beigeladene durch seinen Rechtsanwalt mitteilen lassen, daß die Verantwortung allein bei den Antragstellern läge, da sie das sonst lammfromme Tier reizen würden. Ein Hund lasse sich auch nicht alles gefallen. Allerdings hat der Beigeladene dann seinen Zaun ausbessern lassen und einige Stellen sogar erhöht.

Dies hat das Tier jedoch nicht davon abgehalten, erneut die Antragsteller anzufallen.

So mußte der Antragsteller zu 1. am 26. 6. und die Antragstellerin zu 2. am 3.7. wegen Bißwunden ins Krankenhaus.

Mit Schreiben vom 24. April 1995 haben die Eltern der Antragsteller beim Ordnungsamt der Stadt Zwickau den Mißstand mitgeteilt und Zwangsmaßnahmen verlangt. Der Bürgermeister als Ordnungsbehörde hat das Schreiben als Antrag auf ordnungsbehördliches Einschreiten verstanden, ist jedoch dem Begehren nicht nachgekommen, da er der Meinung ist, dieser Streit gehöre vor das Amtsgericht.

Gegen diese Ablehnung ist am 27. Juli 1995 Widerspruch eingelegt worden. Ein Widerspruchsbescheid ist bisher nicht ergangen.

Da das Tier weiterhin bissig ist, ist es geboten, im Wege des Eilverfahrens die Ordnungsbehörde zu verpflichten, die erstrebte Ordnungsverfügung zu erlassen.

Aus dem bisherigen Verhalten des Beigeladenen geht hervor, daß er uneinsichtig ist. Deshalb gibt es keine Möglichkeit als diesen überaus geizigen Menschen bei der Geldbörse zu packen und ihm ein Ordnungsgeld in Höhe von 1.000,00 DM anzudrohen.

gez. Riekenberg

Rechtsanwalt

Anlagen: 3

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Anlage 1

Eidesstattliche Versicherung

Die Antragschrift vom 1. 8. 1995 haben wir im Original in der Kanzlei unseres Rechtsanwalts eingesehen. Die dort gemachten tatsächlichen Angaben entsprechen in allen Punkten der Wahrheit. Dies versichern wir dem Gericht gegenüber, nachdem wir durch unseren Anwalt über die Strafbarkeit einer falschen eidesstattlichen Versicherung belehrt worden sind, hiermit an Eides Statt.

Zwickau, den 1.8.1995

Karl Roth

Alma Roth

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Anlage 2

Ordnungsgemäße Prozeßvollmacht, unterzeichnet durch die Eltern der Antragsteller.

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Anlage 3

Stadt Zwickau

Der Bürgermeister




Zwickau, den 18.7.1995

Ordnungsamt

Hauptmarkt 1

08056 Zwickau

Sehr geehrter Herr Roth,

Ihr Schreiben vom 24.4.1995 ist als Antrag auf ordnungsbehördliches Einschreiten durch die Stadt Zwickau, vertreten durch den Bürgermeister als allgemeine Ordnungsbehörde aufgefaßt worden. Leider kann ich Ihrem Antrag nicht entsprechen. Die von Ihnen geschilderten Vorfälle mit dem Hund Ihres Nachbarn sind schlimm und bedauerlich, berechtigen aber die Ordnungsbehörde nicht zu einem hoheitlichen Einschreiten. Dafür können und dürfen wir keine teuren Steuergelder der treuen Bürger zum Fenster hinaus werfen.

Zuständig sind die Zivilgerichte, an die Sie sich wenden müßten und die Sie bezahlen müssen. 

Sie könnten im Wege der einstweiligen Verfügung durch ein Eilverfahren erreichen, daß Ihrem Nachbarn auf z.B. aufgegeben wird, daß der Hund einen Maulkorb tragen muß.

Die Ordnungsbehörde kann erst tätig werden, wenn der Hund zu einer gemeinen Gefahr für die Anlieger oder für Dritte wird. Da diese Voraussetzungen nicht vorliegen, können wir nicht einschreiten.

Rechtsmittelbelehrung

Degen

Amtsrat

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Stadt Zwickau



Zwickau, den 15.8.1995
Bürgermeister

Ordnungsamt




-----------------------

Hauptmarkt 1




Verwaltungsgericht







Eingang: 16.8.1995

08056 Zwickau



-----------------------

An das

Verwaltungsgericht Chemnitz

Zwickauerstraße 52-54

09112 Chemnitz

In der Verwaltungsrechtssache

Roth/Stadt Zwickau

wird seitens der Antragsgegnerin beantragt, den Antrag der Antragsteller vom 1.8.1995 kostenpflichtig abzuweisen.

Es trifft zu, daß der Hund des Nachbarn die Antragsteller in der Vergangenheit mehrfach gebissen hat.

In allen Fällen ist jedoch die Familie Roth allein betroffen. 

Der Bürgermeister der Stadt hat den Antragstellern mit Schreiben vom 18.7.1995 mitgeteilt, daß ihm zur Zeit eine Eingriffsermächtigung gegenüber dem Hundehalter nicht zur Verfügung stehe.

Die Antragsteller wurden auf den Zivilrechtsweg verwiesen.

Unabhängig davon wäre die von den Antragstellern beantragte Verfügung der Ordnungsbehörde auch deshalb nicht möglich, weil sie zu unbestimmt ist. Die Ordnungsbehörde hat außerdem geprüft, ob ein Bußgeldverfahren wegen Verstoßes gegen § 121 Abs. 1 Nr. 2 OWiG gegen den Hundehalter in Betracht kommt. Das Verfahren ist noch nicht abgeschlossen.

Auf jeden Fall muß aber den Antragstellern ein Recht abgesprochen werden, all diese Maßnahmen von der Ordnungsbehörde einzufordern. 

Eine Vollmacht für den Unterzeichnenden liegt dem Verwaltungsgericht vor.

Degen

Amtsrat

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Verwaltungsgericht Chemnitz

Beschluß

In der Verwaltungsrechtssache

1. des Schülers Karl Roth,

2. der Schülerin Ilka Roth,

vertreten durch die Eltern, den Diplomingenieur Karl-Friedrich Roth und seine Ehefrau Alma Roth, geb. Baier,

Antragsteller,

Verfahrensbevollmächtigter: Rechtsanwalt Riekenberg

gegen

die Stadt Zwickau,

vertreten durch den Bürgermeister als Ordnungsbehörde, Hauptmarkt 1, Zwickau,

Antragsgegnerin,

hat die 3. Kammer des Verwaltungsgerichts Chemnitz am 16. August 1995 beschlossen:

Dr. Arndt Koch, Wedelerweg 188 b, Zwickau, wird dem Verfahren beigeladen.

Der Beigeladene ist der Halter eines Dorbermannrüden. Die Antragsteller erstreben mit Schriftsatz vom 1.8.1995 im Wege des Eilverfahrens die Verpflichtung der Antragsgegnerin, dem Beigeladenen aufzugeben, seinem Hund außerhalb des Hauses einen Maulkorb anzulegen.

Die Beiladung ist nach § 65 Abs. 2 VwGO notwendig.

Die Entscheidung soll am 12.9.1995 ergehen. 

Unterschriften der Richter

Wesemann und Partner
Rechtsanwälte





-----------------------

in Zwickau





Verwaltungsgericht








Eingang: 1.9.1995








-----------------------

An das 

Verwaltungsgericht Chemnitz

Zwickauerstraße 52-54

09112 Chemnitz

In der Verwaltungsrechtssache 

Roth/Stadt Zwickau

beantrage ich namens des Beigeladenen Dr. Arndt Koch,

die Anträge der Antragsteller zurückzuweisen und den Antragstellern die außergerichtlichen Kosten des Beigeladenen aufzuerlegen.

Für ein ordnungsbehördliches Einschreiten fehlt schon deshalb jede Rechtfertigung, weil der Hund keine Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung darstellt. Bezeichnend ist in diesem Zusammenhang, daß sich die angeblichen Bedrohungen durch den Hund immer nur gegen die Nachbarn, aber nie gegen Dritte gerichtet haben.

Offensichtlich wird der Hund von den Antragstellern gereizt.

Da es sich um ein Tier handelt, sind natürlich die dadurch verursachten Reaktionen nicht stets vorhersehbar. Deshalb kann auch mein Mandant nicht für die atypischen Geschehensabläufe als Störer herangezogen werden. Eine Ordnungsverfügung wäre rechtswidrig.

Im übrigen schließt sich mein Mandant der Begründung der Antragsgegnerin an, wonach ohnehin alles zum Amtsgericht muß.

Wesemann

Rechtsanwalt

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Bitte um Vortrag

1. des Sachverhalts

2. zur Rechtslage

3. eines Entscheidungsvorschlags ohne Kostenentscheidung.

Bearbeitungshinweis: Auf die Hundehalterverordnung ist nicht einzugehen.
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